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gen über Rechtfertigungsgründe. Hier sollen — z. T. in prä­
zisierten Vorschriften — Notwehr, Notstand, Festnahmerecht,• 
Berufs- und Wirtschaftsrisiko sowie Handeln auf Befehl und 
Weisung erfaßt werden.

Bedeutsam ist die Bestimmung über das Berufs- und 
Wirtschaftsrisiko: Eine zur Erreichung gesellschaftlich nütz­
licher Ziele vorgenommene Handlung, die Merkmale eines 
Straftatbestandes erfüllt, ist unter der Voraussetzung ge­
rechtfertigt, daß die Handlung den modernen wissenschaft­
lich-technischen Kenntnissen und Erfahrungen entspricht, 
das Ziel nicht anders als durch die risikohafte Handlung er­
reichbar ist und der Handelnde selbst alle möglichen Maß­
nahmen zur Vermeidung eines Schadens an rechtlich ge­
schützten Interessen ergriffen hat.

Der Rechtfertigungsgrund „Handeln auf Befehl“ wurde 
über den von Rechtswissenschaftlern vorgelegten Modell­
entwurf hinaus durch das „Handeln auf Weisung“ ergänzt, 
so daß dieser Rechtfertigungsgrund nicht mehr auf den mili­
tärischen Bereich begrenzt bliebe.
------------ %----------------------------------------------
Strafensystem und Strafzumessung

Bevorzugter Diskussionsgegenstand in der sowjetischen Fach­
literatur sind die Vorschriften über die Strafe im Ab­
schnitt IV.

Bei der Bestimmung der Strafziele fällt ein konzeptionell 
unterschiedliches Herangehen im Entwurf der Grundsätze 
und im Modellentwurf der Wissenschaft auf, auch wenn in 
beiden Entwürfen die traditionelle, oft mißverstandene For­
mulierung aufgegeben wurde, daß die „Strafe nicht nur 
Sühne ist“. Die Sühne (russ. „kara“) wird einmütig nicht als 
Ziel der Strafe anerkannt.

Der Modellentwurf sieht das Ziel der Strafe darin, den 
Verurteilten davon abzuhalten, die kriminelle Tätigkeit fort­
zusetzen, und der Begehung neuer-Straftaten durch den Ver­
urteilten und andere Personen vorzubeugen. Dieses Ziel soll 
durch Besserung des Verurteilten und durch erzieherische 
Einflußnahme auf ihn und andere Personen erreicht werden.

Im Entwurf der Grundsätze (Art. 28) werden dagegen die 
Ziele der Strafe in der Besserung und Erziehung der Verur­
teilten zur strikten Einhaltung der Gesetze, zur ehrlichen 
Einstellung zur Arbeit und zur Achtung der Regeln der so­
zialistischen Gemeinschaft gesehen. Auch soll sie der Bege­
hung neuer Straftaten durch den Verurteilten und andere 
Personen Vorbeugen.

Der Streit um die richtige Bestimmung der Strafziele ist 
bekanntlich so alt wie die Strafe selbst. Auch in der soziali­
stischen Strafrechtswissenschaft hat es divergierende Ansich­
ten über die Strafziele gegeben. Entscheidend ist es, realisti­
sche Strafziele zu formulieren, die Einheit von spezial- und 
generalpräventiven Zielen anzuerkennen und das Verhält­
nis von Zielen und Mitteln zur Erreichung der Ziele in ihrer 
Einheit und Wechselwirkung zu begreifen.

Gegenüber dem bisherigen Strafensystem sieht der Ent­
wurf der Grundsätze bemerkenswerte Änderungen vor 
(Art. 29):

Verbannung und Ausweisung sind als Strafen nicht mehr 
im Entwurf enthalten. Neu ist der Vorschlag, die Freiheits­
beschränkung als Strafe einzuführen (Art. 34). Sie ist aus der 
bisherigen bedingten Verurteilung mit obligatorischer Her­
anziehung zur Arbeit entwickelt worden und soll zwischen 
Besserungsarbeit und Freiheitsstrafe eingeordnet werden. 
Neu ist auch der Vorschlag, den Arrest (Art. 35) als strenge 
Isolierung für die Dauer von 1 Monat bis zu 3 Monaten ein­
zuführen. Freiheitsentzug (Art. 36) soll zwischen 6 Monaten 
und 10 Jahren festgesetzt werden können, ausnahmsweise 
in besonderen Fällen bis zu 15 Jahren. Die lebenslängliche 
Freiheitsstrafe ist nicht vorgesehen.

Die Todesstrafe (Art. 41) soll als außerordentliche Strafe 
bei Staatsverrat, Terrorakten, Diversion, vorsätzlicher Tö­
tung unter erschwerenden Umständen und Vergewaltigung 
von Minderjährigen angedroht bleiben. Für andere Strafta­
ten kann sie in der Gesetzgebung der UdSSR vorgesehen 
werden, wenn diese Straftaten während der Kriegszeit oder 
unter Kampfbedingungen begangen werden. Die Diskussion 
um die Beibehaltung der Todesstrafe wird jedoch auch in der 
Sowjetunion geführt, wobei ausdrücklich angemerkt wird, 
daß die Todesstrafe in der DDR abgeschafft worden ist.

Abschnitt V regelt die Strafzumessung (Art. 42—51). Ob­
wohl hier das bisherige gesetzgeberische Modell, auf der 
Grundlage einer allgemeinen Richtlinie für die Strafzumes­
sung Kataloge mildernder und verschärfender Umstände zu 
formulieren, im wesentlichen beibehalten werden soll, wird 
eine bemerkenswerte Orientierung vermittelt: Es sollen nur 
diejenigen Strafen festgesetzt werden, die nötig, aber auch 
ausreichend sind, um die Strafziele zu erreichen. Strafen mit

Freiheitsentzug können nur unter der Bedingung verhängt 
werden, daß das Ziel der Bestrafung nicht mit einer milde­
ren Strafe erreicht werden kann. Damit wird auf eine wei­
tere Verringerung der Freiheitsstrafe orientiert.10 11 Dies ist 
eines der erklärten Ziele der gesamten Reform der sowjeti­
schen Strafgesetzgebung.11

Abschnitt VI enthält Vorschläge zur bedingten Verurtei­
lung (Art. 52), die wie bisher keine Strafe darstellen soll, 
und zur Aussetzung der Strafenverwirklichung (Art. 53).

Befreiung von strafrechtlicher Verantwortlichkeit und Strafe

Die Regelungen des Abschnitts VII über die Befreiung von 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit und Strafe eröffnen um­
fangreiche Möglichkeiten, von einer Bestrafung abzusehen, 
von einer Strafe bedingt-vorfristig zu befreien und Strafen 
durch mildere zu ersetzen.

Bei Straftaten von nicht großer Gesellschaftsgefährlich­
keit (Kategorie 1 der o. g. Straftatenklassifikation) kann 
stets von Strafe abgesehen werden, wenn Maßnahmen des 
erzieherischen Einflusses — durch Kameradschaftsgerichte 
oder durch Arbeitskollektive oder gesellschaftliche Organi­
sationen, die die Bürgschaft übernehmen — zur Besserung 
und Umerziehung ausreichend sind. Unabhängig davon soll 
von strafrechtlicher Verantwortlichkeit abgesehen werden 
können, wenn der Straftäter

1. infolge veränderter Umstände nicht mehr gesellschafts­
gefährlich ist oder

2. aufrichtig bereut, freiwillig seine Schuld bekennt und 
durch das Ergreifen von Maßnahmen den Eintritt schädlicher 
Folgen verhindert.

Ferner kann von strafrechtlicher Verantwortlichkeit ab­
gesehen werden, »wenn festgestellt ist, daß der Schuldige in­
folge tadelsfreien Verhaltens und einer ehrlichen Einstei-' 
lung zur Arbeit nach der Straftat nicht mehr gesellschaftsge­
fährlich ist. Der Fall, daß der Schuldige administrativ zur 
Verantwortung gezogen wird, ist nicht mehr als Strafbefrei­
ungsgrund vorgesehen.

Strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher

Bemerkenswerte Änderungen sind hinsichtlich der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit Jugendlicher vorgesehen 
(Abschn. VII). Hier wird die Linie der Ersetzung der Frei­
heitsstrafe besonders augenscheinlich verfolgt. Bei Strafta­
ten der Kategorie 1 soll künftig grundsätzlich keine Frei­
heitsstrafe mehr festgesetzt werden dürfen.

Obwohl das Ausmaß dieser Regelung erst anhand der 
Bestimmungen im Besonderen Teil der Strafgesetzbücher 
der Unionsrepubliken erkennbar sein dürfte, wird eine be­
deutende Verringerung des strafrechtlichen Zwanges gegen­
über Jugendlichen erreicht werden. Die UdSSR folgt damit 
den „Mindestgrundsätzen für die Jugendgerichtsbarkeit“ 
(Standard Minimum Rules for the Administration of Juve­
nile Justice), die am 29. November 1985 durch Resolution 40/ 
33 der UN-Vollversammlung angenommen wurden.12

Im letzten Abschnitt der Grundlagen (VIII) finden sich 
Regelungen über Zwangsmaßnahmen medizinischen Charak­
ters, die exakt die Voraussetzungen für die Einweisung in 
psychiatrische Einrichtungen im Zusammenhang mit der Be­
gehung von Straftaten sowie für die zwangsweise Heilbe­
handlung von Alkoholikern und Suchtmittelkranken ent­
halten. *

Die Richtung der weiteren Entwicklung des sowjetischen 
Strafrechts ist mit dem Entwurf der Grundlagen gewiesen. 
Insgesamt kann man das Ergebnis der Reform natürlich 
erst beurteilen, wenn der Oberste Sowjet die Grundlagen 
angenommen hat. Deshalb sollten wir mit Aufmerksamkeit 
die Diskussion des Entwurfs in der Sowjetunion verfolgen.

10 Im Beschluß des Zentralkomitees der KPdSU vom 2. April 1988 
„Über den Stand des Kampfes gegen die Kriminalität im Lande 
und über zusätzliche Maßnahmen zur Vorbeugung von Rechts­
verletzungen“ wird gefordert, bei konsequenter Verringerung 
der Freiheitsstrafen die Verantwortung der Kollektive, Betriebe 
usw. für die Vorbeugung und Umerziehung Verurteilter zu erhö­
hen (vgl.: Sozialistitscheskaja sakonnost 1088, Heft 5, S. 4).

11 Der Präsident des Obersten Gerichts der UdSSR, W. I. Terebilow, 
hat mitgeteilt, daß die Gerichte im Jahre 1987 in 33 Prozent der 
Fälle Freiheitsstrafe verhängten, und dazu festgestellt: „Aber auch 
solch ein Stand ist als nicht nötig und wirksam anzusehen. Ihn 
kann und muß man weiter senken, soweit dies selbstverständlich 
gerechtfertigt ist.“ (Vgl. W. I. Terebilow, Gerichtsreform — ein 
Gebot der Umgestaltung, Moskau 1988, s. 10 f. [russ.]).

12 Vgl. dazu L. Reuter, „Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen 
für die Jugendgerichtsbarkeit und das Jugendstraf- und -straf­
verfahrensrecht der DDR“, in: Festschrift für Walter Hennig, 
Humboldt-Universität, Berlin 1988, S. 50 ff.


